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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2021/2022 von der Juristi-
schen Fakultät der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg als Dissertation
angenommen.

Herrn Prof. Dr. Christoph A. Kern, LL.M. (Harvard), meinem hochge-
schätzten Doktorvater, gilt mein herzlicher Dank. Er hat durch seine Vor-
lesungen meine Begeisterung für das (internationale) Zivilprozessrecht ge-
weckt und das Entstehen der Arbeit in jeder Phase vorbildlich betreut. Herrn
Prof. Dr. Christian Heinze, LL.M. (Cambridge) danke ich für die Erstellung
des Zweitgutachtens sowie Herrn Prof. Dr. Andreas Piekenbrock für die
anregende Diskussion in der Disputation. Herrn Prof. Dr. Dres. h.c. Rolf
Stürner gebührt mein Dank für die Aufnahme in die Schriftenreihe der Ver-
öffentlichungen zum Verfahrensrecht.

Der Arbeitskreis Wirtschaft und Recht im Stifterverband für die Deutsche
Wissenschaft hat nicht nur das Entstehen der Arbeit, sondern auch die
Drucklegung großzügig gefördert. Seinen Mitgliedern gilt mein herzlicher
Dank. Für den großzügigen finanziellen Beitrag zu den Druckkosten danke
ich zudem der Studienstiftung ius vivum und Herrn Prof. Dr. Heimo Schack,
LL.M. (Berkeley).

Herzlicher Dank gebührt auch Gabriela Billet-Bröstl und Dr. Kevin Ei-
senschmidt für die kritische Lektüre des Manuskripts sowie meinen Lehr-
stuhlkollegen Dr. Christian Uhlmann, LL.M. (Cornell) und Dorothea Leh-
mann, LL.M. (Chicago) für ihre stete Diskussionsbereitschaft. Für den ge-
winnbringenden Austausch zur Rechtslage in Frankreich bin ich Sabine Cor-
nilliat und Yannik Duventäster zu Dank verpflichtet. Auch nach Veröffent-
lichung der vorliegenden Arbeit ist diese „im Fluss“: Noch im Jahr 2022 hat
der Conseil d’Etat (Entscheidung vom 22. September 2022, no 436939) die
Regelung zur obligatorischen vorprozessualen Schlichtung (Art. 750-1 CPC)
annulliert. Die praktischen Folgen dieser Entscheidung sind zum Zeitpunkt
der Drucklegung noch nicht vollständig abzusehen.

Schließlich danke ich von ganzem Herzen meinen Eltern Marie-Luise und
Christian, die mir nicht nur das Studium ermöglicht haben, sondern mich in
allen Lebenslagen stets vorbehaltlos unterstützen sowie – für ihre offenbar
grenzenlose Geduld und unzählige kreative Anregungen zu dieser Arbeit –
Verena, meiner Frau. Euch widme ich dieses Buch.

März 2023 Julian Duventäster
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Jb. Jg. ZWiss. Jahrbuch Junger Zivilrechtswissenschaftler
JCP G La Semaine Juridique, Édition générale
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JPIL Journal of Private International Law
JR Juristische Rundschau
Jura Juristische Ausbildung
jurisPK juris PraxisKommentar
jurisPR-IWR juris PraxisReport Internationales Wirtschaftsrecht
JustG NRW Gesetz über die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen (Justizgesetz

Nordrhein-Westfalen)
JZ Juristenzeitung
Kap. Kapitel
KOM Dokument der Europäischen Kommission
KSchG Kündigungsschutzgesetz
KuKo Kurzkommentar
LDIP Loi fédérale sur le droit international privé, siehe IPRG-CH



000025 Mohr/Mono/Preview 17.03.23 09:57

XXVAbkürzungsverzeichnis

LG Landgericht
LJ Lord/Lady Justice of Appeal (England & Wales)
LMCLQ Lloyd’s Martitime and Commercial Law Quarterly
LMK Kommentierte BGH-Rechtsprechung
Loyers et copr. Loyers et copropriétés
LSchlG-RP Rheinland-Pfälzisches Landesgesetz zur Ausführung des § 15a des

Gesetzes betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung (Lan-
desschlichtungsgesetz)

LSchliG-SH Schleswig-Holsteinisches Gesetz zur Ausführung von § 15a des Ge-
setzes betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung (Landes-
schlichtungsgesetz)

LugÜ Lugano-Übereinkommen vom 30. Oktober 2007 über die gericht-
liche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen

LugÜ 1988 Lugano-Übereinkommen vom 16. September 1988 über die gericht-
liche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entschei-
dungen in Zivil- und Handelssachen

MDR Monatsschrift für Deutsches Recht
Mod. L. Rev. Modern Law Review
MR Master of the Rolls
MüKo Münchener Kommentar
n.F. neue Fassung
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift Rechtsprechungs-Report Zivil-

recht
NK NomosKommentar
NSchlG Niedersächsisches Gesetz zur obligatorischen außergerichtlichen

Streitschlichtung (Niedersächsisches Schlichtungsgesetz)
NZBau Neue Zeitschrift für Baurecht und Vergaberecht
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
öAnwBl. Österreichisches Anwaltsblatt
OFK Orell Füssli Handkommentar
OJLS Oxford Journal of Legal Studies
OLG Oberlandesgericht
OR Schweizerisches Obligationenrecht
para. paragraph(s)
PDPAC Practice Direction on Pre-Action-Conduct
QB Queen’s Bench Division of the High Court of Justice (England &

Wales)
r. rule
RabelsZ Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht
Rev. crit. DIP Revue critique de droit international privé
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Einführung

§ 1 Der „Kampf ums Recht“: Ein Auslaufmodell?

Konflikt – Klage – Urteil: Nach diesem Muster werden traditionell zivil-
rechtliche Streitigkeiten gelöst.1 Ziel der Konfliktlösung ist eine autoritative
Streitentscheidung. Im Mittelpunkt steht das gerichtliche Verfahren. Die
Parteien kämpfen ums Recht. Diese Vorstellung eines „Kampf[es] ums
Recht“ beherrscht die Zivilprozessordnung.2 Bereits 1872 formulierte Rudolf
von Jhering pointiert: „Das Ziel des Rechts ist der Friede, das Mittel dazu ist
der Kampf.“3 Der Kampf ums Recht und die friedensstiftende Funktion des
Rechts sind somit nach tradierter Auffassung „zwei Seiten einer Medaille“.4

Zunehmend integrieren nationale Gesetzgeber jedoch einigungsbasierte
Streitbeilegungsverfahren wie Schlichtung und Mediation nicht nur in den
gerichtlichen Streitbeilegungsprozess,5 sondern schalten diese dem gerichtli-
chen Verfahren zeitlich vor.6 Nach dem Prinzip „zuerst schlichten, dann rich-
ten“ sollen die Parteien eines Rechtsstreits ihre Rechte erst dann gerichtlich
durchsetzen, wenn sie zuvor versucht haben, ihre Streitigkeit einvernehmlich
beizulegen. Der „klassische Dreiklang zivilistischer Streitauflösung“7 aus

1 Töben, RNotZ 2013, 321 (322).
2 Katzenmeier, ZZP 115 (2002), 51 (64); Greger, JZ 1997, 1077 (1077); vgl. nur die

Terminologie Angriffs- und Verteidigungsmittel, Streitgenosse, obsiegen und unterliegen,
Reiß, Obligatorische außergerichtliche Streitschlichtung, S. 10; Thole, ZZP 127 (2014), 339
(348).

3 Von Jhering, Der Kampf ums Recht, S. 1.
4 Koller, SJZ 90 (1994), 109 (109); vgl. auch H. Roth, ZfPW 2017, 129 (142): Sicherung

des Rechtsfriedens als Kehrseite der Feststellung eines subjektiven Rechts.
5 Vgl. zu gerichtlich angeregten bzw. angeordneten Mediations- und Schlichtungsver-

fahren rechtsvergleichend bereits Verkijk, ZZPInt 11 (2006), 117 (123); vgl. zur gerichtsin-
ternen Mediation monographisch von Bargen, Gerichtsinterne Mediation.

6 Hau, ZZPInt 21 (2016), 157 (167); vgl. zu dieser Differenzierung bereits Burckhardt,
Internationale Rechtshängigkeit und Verfahrensstruktur bei Eheauflösungen, S. 114 f. Die
Kommission für ein europäisches Zivilprozessgesetzbuch hatte hingegen darauf verzich-
tet, der streitigen Auseinandersetzung ein obligatorisches Schlichtungsverfahren vorzu-
schalten, Storme, Rapprochement du Droit Judiciaire de l’Union européenne, S. 74;
G. Wagner, JZ 1998, 836 (843); zustimmend H. Roth, ZZP 109 (1996), 271 (278).

7 Töben, RNotZ 2013, 321 (322).
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2 Einführung

Konflikt, Klage und Urteil wird um eine weitere Stufe ergänzt, der „Kampf
ums Recht“ in einem streitigen Gerichtsverfahren wird für bestimmte Ver-
fahren zur ultima ratio der Konfliktbeilegung.8

Um das vorprozessuale Stadium der Konfliktbeilegung zu formalisieren,
wurden in England und Wales bereits im Jahr 1999 sog. Pre-Action Protocols
eingeführt. Im Jahr 2011 wurde das Zivilprozessrecht der Schweiz vereinheit-
licht – ein Herzstück der Reform: das schon zuvor in den einzelnen Kantonen
verbreitete obligatorische vorprozessuale Schlichtungsverfahren. In sämtli-
chen Kantonen ist vor Klageerhebung grundsätzlich zwingend ein vorpro-
zessuales Schlichtungsverfahren zu durchlaufen. In Frankreich – dem „Mut-
terland“9 der vorprozessualen Schlichtung – wurde das obligatorische vor-
prozessuale Schlichtungsverfahren für allgemeine zivilrechtliche Streitigkei-
ten Mitte des 20. Jahrhunderts abgeschafft, zum 1. Januar 2020 jedoch für
bestimmte Streitigkeiten wieder in den Code de procédure civile aufgenom-
men.10 Deutschland hat zur Jahrtausendwende mit § 15a EGZPO zumindest
einen „Testballon“ in Richtung obligatorischer außergerichtlicher Streitbei-
legung steigen lassen.

§ 2 Der „Kampf ums Gericht“: Ein Zukunftsmodell?

Seit von Jherings Schrift über den „Kampf ums Recht“ sind knapp 150 Jahre
vergangen – die wahrscheinlich markanteste Änderung seit von Jherings Zei-
ten: die internationale Dimension des Rechts.11 Eine Ausprägung dieser in-
ternationalen Dimension des Rechts ist das Zuständigkeitssystem der Brüs-
sel Ia-VO12, dessen Grundsätze durch das Lugano-Übereinkommen13 auf die

8 Vgl. Jolowicz, CLJ 67 (2008), 508 (516); Shipman, CJQ 32 (2013), 470 (470); treffend
Hau, in: FS Lindacher, 139 (139): Neben der alternativen Streitbeilegung als „Lieblings-
kind der Rechtspolitik“ erinnere die klassische gerichtliche Aufarbeitung und Entschei-
dung zivilrechtlicher Konflikte an den Erstgeborenen aus dem Lukas-Evangelium, der treu
und brav seine Dienste im väterlichen Haushalt verrichte, ohne dafür besonders gelobt zu
werden. Kritisch dazu H. Roth, ZfPW 2017, 129 (142) sowie bereits R. Stürner, JR 1979,
133 (135): Gütlicher Ausgleich als „Gegengewicht zur autoritativen Rechtsverwirkli-
chung“.

9 Schrank, Schlichtungsverfahren, Rn. 10, 23; Mertens Senn, Vermittlung im Sühnever-
fahren, S. 55; Enderli, Sühnverfahren, S. 12; vgl. auch R. Stürner, in: GS Arens, 399 (412).

10 Art. 750-1 Code de procédure civile („CPC“), eingefügt durch Art. 4 Décret
no 2019-1333 du 11 décembre 2019 réformant la procédure civile, JORF no 0288 du 12 dé-
cembre 2019, Texte no 3. Die jeweils aktuelle Fassung des Code de procédure civile ist
abrufbar unter https://www.legi-france.gouv.fr/codes/texte lc/LEGITEXT000006070716.

11 Koller, SJZ 90 (1994), 109 (113).
12 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates

v. 12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll-
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EFTA-Staaten14 – mit Ausnahme Liechtensteins15 – erstreckt werden.16 In
diesem System sind für Streitigkeiten regelmäßig die Gerichte mehrerer
Staaten zuständig.

Da die Wahl des Forums bei grenzüberschreitenden Streitigkeiten in vie-
len Fällen bereits den Ausgang des Rechtsstreits in der Sache determiniert,17

ist dem „Kampf ums Recht“ häufig ein zusätzlicher Kampf vorgelagert: der
„Kampf ums Gericht“.18 Der Kampf ums Gericht ist ein Kampf darum,

streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. 2012, L 351, S. 1 („Brüs-
sel Ia-VO“). Die Brüssel Ia-VO ersetzt die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates
v. 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. 2001, L 12, S. 1 („Brüssel
I-VO“). Die Brüssel I-VO ersetzt wiederum das Brüsseler EWG-Übereinkommen
v. 27. September 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht-
licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. 1972, L 299, S. 32 („EuGVÜ“).

13 Lugano-Übereinkommen v. 30. Oktober 2007 über die gerichtliche Zuständigkeit
und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen, ABl. 2009, L 147, S. 5 („LugÜ“). Das LugÜ ersetzt das Übereinkommen v. 16. Sep-
tember 1988 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent-
scheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. 1988, L 319, S. 9 („LugÜ 1988“).

14 Im Verhältnis zu Dänemark ist das Abkommen zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und dem Königreich Dänemark v. 19. Oktober 2005 über die gerichtliche Zustän-
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen, ABl. 2005, L 299, S. 62 („EU-DK-Abkommen“), zu beachten. Dänemark hat
der Kommission mitgeteilt, dass es die Brüssel Ia-VO umsetzen wird (vgl. Art. 3 Abs. 2
EU-DK-Abkommen). Die Bestimmungen der Brüssel Ia-VO sind damit auf die Beziehun-
gen zwischen der Union und Dänemark anwendbar (vgl. Bekanntmachung v. 21. März
2013, ABl. 2013, L 79, S. 4 und v. 13. August 2014, ABl. 2014, L 240, S. 1). Daneben ist
Dänemark selbständige Vertragspartei des LugÜ. Vgl. zum Verhältnis beider Rechtsin-
strumente Art. 73 Abs. 1 Brüssel Ia-VO und Art. 64 Abs. 1, 2 LugÜ. Siehe zum Sonder-
status Dänemarks zudem Art. 51 EUV i.V.m. Protokoll Nr. 22 (über die Position Däne-
marks) zum Vertrag von Lissabon, ABl. 2010, C 83, S. 201 (299).

15 Vgl. Vollmer, jM 2018, 266 (267) sowie ausführlich Baur, in: FS Wille, 25.
16 Erläuternder Bericht zu dem am 30. Oktober 2007 in Lugano unterzeichneten Über-

einkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. 2009, C 319, S. 1 („Pocar-
Bericht“), Rn. 12.

17 Vgl. nur Geimer, IPRax 2004, 505 (505); Thole, AG 2013, 73 (73); Sander/Breßler,
ZZP 122 (2009), 157 (173); Dasser, ZSR 119 (2000), 253 (258); Fentiman, in: Magnus/
Mankowski, Vol. 1, Introduction to Art. 29–30 Brussels Ibis Regulation Rn. 16; vgl. auch
Liatowitsch/Meier, in: Schnyder, LugÜ, Art. 27 Rn. 49.

18 Dasser, ZSR 119 (2000), 253 (270). Gebräuchlich sind daneben die Begriffe „race to
the courthouse“ und „forum running“, vgl. etwa Briggs, Civil Jurisdiction and Judgments,
Rn. 4.04; Herzog, AJCL 43 (1995), 379; Kern, in: FS Sutter-Somm, 303 (308); Geimer,
IPRax 2004, 505 (505): „Windhunde“; Geimer, in: FS Schweizer, 175; Hau, Positive Kom-
petenzkonflikte, S. 147, 230; Fentiman, in: Magnus/Mankowski, Vol. 1, Introduction to
Art. 29–30 Brussels Ibis Regulation Rn. 17: „battle of forums“.
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welches Gericht einen bestimmten Rechtsstreit beurteilen soll.19 Ausgetragen
wird dieser Kampf, indem dieselben Parteien Klagen wegen desselben An-
spruchs anhängig machen – im Anwendungsbereich der Brüssel Ia-VO bei
Gerichten verschiedener EU-Mitgliedstaaten, im Anwendungsbereich des
Lugano-Übereinkommens bei Gerichten verschiedener Vertragsstaaten.
Nach dem Prinzip prior tempore, potior iure entscheidet das zuerst angeru-
fene Gericht. Zeitlich nachfolgende Parallelverfahren werden blockiert
(Rechtshängigkeitssperre).20

§ 3 Vorprozessuale Streitbeilegungsverfahren und
europäische Rechtshängigkeitssperre

Kraft nationalen Rechts21 obligatorische vorprozessuale Streitbeilegungsver-
fahren sind regelmäßig rechtspolitisch umstritten,22 grundsätzlich jedoch mit
höherrangigem Recht auf nationaler23 und europäischer Ebene24 vereinbar.

19 Dasser, ZSR 119 (2000), 253 (254).
20 Art. 29 Brüssel Ia-VO bzw. Art. 27 LugÜ.
21 Vgl. zur (europarechtlichen) Zulässigkeit kraft vertraglicher Vereinbarung obligato-

rischer einigungsbasierter Streitbeilegungsverfahren etwa Aschauer, in: Streitbeilegungs-
klauseln im internationalen Vertragsrecht, Rn. 82; Hau, ZZPInt 21 (2016), 157 (165 f.);
Hau, in: FS Lindacher, 139 (141); Kleinschmidt, ZZP 128 (2015), 215 (239, Fn. 143); Mel-
ler-Hannich/Höland/Krausbeck, ZEuP 2014, 8 (26); Unberath, NJW 2011, 1320 (1322 f.);
Hilbig-Lugani, ZZP 126 (2013), 463 (472). In AGB ist dies nunmehr nach § 309 Nr. 14 BGB
unzulässig.

22 Kritisch etwa Verkijk, ZZPInt 11 (2006), 117 (132 f.); Hau, in: FS Lindacher, 139
(149); Mankowski, Rechtskultur, S. 427 f.; von Bargen, Gerichtsinterne Mediation, S. 62 f.;
Rühl, ZZP 127 (2014), 61 (96); ausführlich Stadler, NJW 1998, 2479 (2482 ff.); Prütting, JZ
1985, 261 (266 ff.); G. Wagner, JZ 1998, 836 (837 ff.); deutlich Lauer, NJW 2004, 1280
(1282): Die obligatorische Streitschlichtung sei „kein legitimes Kind des modernen Me-
diationsgedankens, sondern ein verstorbener Vorfahr“; ebenso Eidenmüller/Prause, NJW
2008, 2737 (2742). Jüngst auch hinsichtlich der rechtlichen Zulässigkeit zweifelnd H. Roth,
ZfPW 2017, 129 (142 f.). Für die Einführung obligatorischer vorprozessualer Mediations-
verfahren hingegen Wendland, Mediation und Zivilprozess, S. 377, 603, 615 f.

23 Vgl. für Deutschland BVerfG, Beschl. v. 14. Februar 2007 – 1 BvR 1351/01, NJW-
RR 2007, 1073, Rn. 23 ff. (juris): Das auf Grundlage des § 15a EGZPO geschaffene obli-
gatorische Schlichtungsverfahren des Landes NRW verstoße weder gegen Art. 19 Abs. 4
GG noch gegen den allgemeinen Justizgewährungsanspruch. Zwar könne das Vorverfah-
ren im Falle seines Scheiterns zu Verzögerungen und höheren Kosten führen. Entscheidend
sei jedoch, dass ergänzend der Weg zu einer Streitentscheidung durch die staatlichen Ge-
richte eröffnet bleibe. Vgl. auch Greger, ZKM 2017, 213 (215); Eidenmüller/Engel, ZZP 128
(2015), 149 (153 f.); Eidenmüller, JZ 2015, 539 (544); zur verfassungsrechtlichen Zulässig-
keit von Adjudikationsverfahren ausführlich Papier, IWRZ 2016, 14; Papier/Schröder,
ZfBR 2013, 731; vgl. für Frankreich Cons. Const., 21 mars 2019, no 2019–778 DC; vgl. für
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Die europarechtlichen Rahmenbedingungen, die nationale Gesetzgeber bei
der Einführung derartiger Vorverfahren beachten müssen, hat der EuGH
jüngst präzisiert. Um mit dem Grundsatz des effektiven Rechtsschutzes ver-
einbar zu sein, so der EuGH, dürfe ein obligatorisches Vorverfahren (1.) zu
keiner die Parteien bindenden Entscheidung führen und (2.) eine Klageer-
hebung nicht wesentlich verzögern. Zudem müsse sichergestellt sein, dass das
Vorverfahren (3.) für die Parteien mit keinen oder nur geringen Kosten ver-
bunden sei und dass (4.) während des Verfahrens die Verjährung streitiger
Ansprüche gehemmt sei.25

Unklar ist hingegen das Verhältnis dieser obligatorischen Vorverfahren zu
den Verfahrenskoordinationsvorschriften der Art. 29–34 Brüssel Ia-VO bzw.
Art. 27-30 LugÜ.26 Der Wortlaut dieser Vorschriften orientiert sich am klas-
sischen Bild des Zivilverfahrens als „Kampf ums Recht“. Es ist von „Klagen“
und „Gerichten“ die Rede. Hinweise auf „vorprozessuale Schlichtungsver-
fahren“ oder sonstige Mechanismen alternativer Streitbeilegung finden sich
im Wortlaut der jeweiligen Normen nicht. Aus der Perspektive des europä-
ischen Zivilprozessrechts stellt sich somit die Frage, ob ein Kläger, der ein
vorprozessuales Streitbeilegungsverfahren einleitet, bereits zu diesem Zeit-
punkt die europäische Rechtshängigkeitssperre auslöst und dadurch einem
Verfahren Priorität sichert.

die Schweiz etwa Grolimund, ZZP 123 (2010), 393 (405); anders aber Corte costituzionale,
Urt. Nr. 272/2012 v. 24. Oktober 2012 zur Verfassungswidrigkeit des obligatorischen Me-
diationsverfahrens nach Art. 5 Abs. 1 Decreto legislativo Nr. 28/2010, vgl. dazu die Hin-
weise bei EuGH, Urt. v. 27. Juni 2013, Rs. C-492/11 – Ciro Di Donna ./. Società imballaggi
metallici Salerno srl (SIMSA), ECLI:EU:C:2013:428, Rn. 20.

24 Art. 5 Abs. 2 (und fast wortgleich Erwägungsgrund (14), S. 1) der Richtlinie
2008/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 21. Mai 2008 über bestimmte
Aspekte der Mediation in Zivil- und Handelssachen, ABl. 2008, L 136, S. 3 („Mediations-
Richtlinie“) sieht diese Möglichkeit explizit vor; vgl. auch Art. 3 lit. a Mediations-Richt-
linie sowie Art. 1 S. 2 der Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des
Rates v. 21. Mai 2013 über die alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten
und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG,
ABl. 2013, L 165, S. 63 („ADR-Richtlinie“).

25 Voraussetzung ist zudem, dass die elektronische Kommunikation nicht das einzige
Mittel des Zugangs zu diesem Streitbeilegungsverfahren ist und dass Maßnahmen des
vorläufigen Rechtsschutzes in Ausnahmefällen möglich sind, EuGH, Urt. v. 14. Juni 2017,
Rs. C-75/16 – Menini und Rampanelli ./. Banco Popolare Scientà Cooperativa, ECLI:EU:C:
2017:457, Rn. 61 m. Anm. Ulrici, EuZW 2017, 736, m. Anm. Kramme, GPR 2018, 83 sowie
bereits EuGH, Urt. v. 18. März 2010, verb. Rs. C-317/08, C-318/08, C-319/08 und
C-320/08 – Alassini et al. ./. Telecom Italia SpA, Slg. 2010, I-02213, Rn. 67; vgl. auch
Eidenmüller, JZ 2015, 539 (543 f.), der zutreffend darauf hinweist, dass ein vorprozessuales
Streitbeilegungsverfahren, das den vom EuGH aufgestellten Maßstäben genüge, auch den
Anforderungen des deutschen Verfassungsrechts genügen dürfte.

26 Vgl. bereits Blobel/Späth, ZEuP 2005, 784 (811) sowie Grünbuch über alternative
Verfahren zur Streitbeilegung im Zivil- und Handelsrecht, KOM(2002) 196 endg., Rn. 45.
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§ 4 Gang der Darstellung

Um diese Frage zu beantworten, befasst sich die vorliegende Arbeit zunächst
mit den Mechanismen und Zielen der Verfahrenskoordination im europäi-
schen Zivilprozessrecht (Teil 1).

Anschließend wird in Länderstudien zum schweizerischen, deutschen,
französischen und englischen Recht untersucht, welche Ziele nationale Ge-
setzgeber mit der Einführung vorprozessualer Streitbeilegungsverfahren ver-
folgen und wie diese Verfahren konkret ausgestaltet sind (Teil 2). Im Zentrum
stehen dabei obligatorische vorprozessuale Streitbeilegungsverfahren für all-
gemeine zivilrechtliche Streitigkeiten.27 Auf Grundlage der Länderstudien
wird rechtsvergleichend analysiert, ob sich hinsichtlich der Verknüpfung von
vorprozessualem Streitbeilegungsverfahren und anschließendem Gerichts-
verfahren verschiedene Modelle unterscheiden lassen.

In Teil 3 der Arbeit wird schließlich herausgearbeitet, ob und inwiefern die
Ausgestaltung eines vorprozessualen Streitbeilegungsverfahrens nach nati-
onalem Recht aus der Perspektive des europäischen Zivilprozessrechts für
die prioritätssichernde Wirkung eines solchen Verfahrens relevant ist.

27 Insbesondere im Familien- und Arbeitsrecht gibt es obligatorische vorprozessuale
Streitbeilegungsverfahren länderübergreifend bereits seit einigen Jahrzehnten. Vgl. dazu
etwa die Übersichten bei Heiderhoff, Rechtshängigkeit, S. 174 ff.; Burckhardt, Internati-
onale Rechtshängigkeit und Verfahrensstruktur bei Eheauflösungen, S. 95 ff.; Eberl, in:
FS Geimer, 57 (59, Fn. 7); vgl. zum Scheidungsrecht der skandinavischen Länder bereits
die rechtsvergleichenden Hinweise bei Pålsson, Sc. St. L. 14 (1970), 59 (99).
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Erster Teil

Grundlagen der Verfahrenskoordination im
europäischen Zivilprozessrecht

„Ein Zivilprozess mag ein Glücksspiel sein. Während jedoch ein Spieler mehrere Chancen
gleichzeitig wahrnehmen kann, dürfen die Parteien eines Rechtsstreits nur ein Gericht mit
ihrem Streitgegenstand befassen.“1

Parallelverfahren werden im europäischen Zivilprozessrecht nach den Vor-
schriften des 9. Abschnitts der Brüssel Ia-VO bzw. des LugÜ2 über „Anhän-
gigkeit und im Zusammenhang stehende Verfahren“3 koordiniert. Zentrale
Regelung ist die Rechtshängigkeitssperre des Art. 29 Brüssel Ia-VO
(= Art. 27 LugÜ): Werden (1.) zwischen denselben Parteien (2.) Klagen we-
gen desselben Anspruchs (eadem res inter easdem partes) (3.) vor Gerichten
verschiedener Mitgliedstaaten anhängig gemacht, setzt das später angeru-
fene Gericht das Verfahren aus.4 Steht die Zuständigkeit des zuerst angeru-
fenen Gerichts fest, erklärt sich das später angerufene Gericht zugunsten des
zuerst angerufenen Gerichts für unzuständig.5 Damit wird nur das Verfahren
vor dem zuerst angerufenen Gericht durchgeführt. Zeitlich nachfolgende
Parallelverfahren werden blockiert. Dreh- und Angelpunkt der Rechtshän-
gigkeitssperre ist somit das Prinzip prior tempore, potior iure, „wer zuerst
kommt, mahlt zuerst“6 – ein „Gemeingut kontinentaleuropäischer Rechts-
ordnungen“.7

1 Siehr, Das internationale Privatrecht der Schweiz, S. 656.
2 Im Gegensatz zu Art. 33, 34 Brüssel Ia-VO enthält das LugÜ keine Vorschriften zur

Koordination paralleler Verfahren vor einem vertragsstaatlichen und einem drittstaat-
lichen Gericht. Diese Frage richtet sich somit nach dem jeweiligen nationalen Recht, Ma-
billard, in: BSK-LugÜ, Art. 27 Rn. 6a. Vgl. zu Unterschieden im Falle einer ausschließli-
chen Gerichtsstandsvereinbarung unten § 7 C.

3 Die Überschrift des 9. Abschnitts des LugÜ lautet „Rechtshängigkeit und im Zusam-
menhang stehende Verfahren“, ohne dass damit jedoch ein inhaltlicher Unterschied zur
Brüssel Ia-VO einherginge.

4 Art. 29 Abs. 1 Brüssel Ia-VO (= Art. 27 Abs. 1 LugÜ).
5 Art. 29 Abs. 3 Brüssel Ia-VO (= Art. 27 Abs. 2 LugÜ).
6 Diesen Grundsatz kannte bereits der Sachsenspiegel, 2. Buch, Art. 59 § 4: „Die ok irst

to der molen kumt, die sal erst malen“, zitiert nach Homeyer, Des Sachsenspiegels Erster
Theil, S. 288; im Anschluss daran Vogel, Recht 1998, 124 (124, Fn. 1); Markus, SZW 1999,
205 (214); Geimer, IPRax 2004, 505 (505); Schlussanträge GA Szpunar, 18. Oktober 2017,
Rs. C-467/16 – Schlömp, ECLI:EU:C:2017:768, Rn. 37; Fentiman, in: Magnus/Mankow-
ski, Vol. 1, Introduction to Art. 29–30 Brussels Ibis Regulation Rn. 18; vgl. auch Dasser, in:
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§ 5 Ratio der Verfahrenskoordination

A. Verfahrenskoordination als Prophylaxe gegen die territoriale
Beschränkung der Wirkung gerichtlicher Entscheidungen8

Der freie Verkehr gerichtlicher Entscheidungen („Urteilsfreizügigkeit“)9 ist
„für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforderlich“.10 Die
justizielle Zusammenarbeit der Union in Zivilsachen mit grenzüberschreiten-
dem Bezug beruht daher nach Art. 81 Abs. 1 S. 1 AEUV auf dem Grundsatz
der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher und außergerichtlicher Ent-
scheidungen.11 Grundlage der gegenseitigen Anerkennung ist das „gegensei-
tige Vertrauen in die Rechtspflege innerhalb der Union“,12 Hintergrund die-

Rechtshängigkeit, 79 (84): „Wer zuerst kommt, mahlt allein“; ähnlich Briggs, Civil Juris-
diction and Judgments, Rn. 18.09: „the winner takes it all“.

7 Dasser, in: SHK-LugÜ, Art. 27 Rn. 4. Common-Law-Staaten überlassen es grund-
sätzlich dem Ermessen der beteiligten Gerichte, ob ein Verfahren wegen eines Parallelver-
fahrens vor einem anderen Gericht ausgesetzt wird, wobei nicht zwingend der Grundsatz
der zeitlichen Priorität maßgebend ist, Liatowitsch/Meier, in: Schnyder, LugÜ, Vorb. zu
Art. 27–30 Rn. 3; Dasser, in: Rechtshängigkeit, 79 (84); siehe dazu Fentiman, in: Magnus/
Mankowski, Vol. 1, Introduction to Art. 29–30 Brussels Ibis Regulation Rn. 26; Juenger,
in: FS Schütze, 317 (322 ff.); G. Wagner, in: Stein/Jonas, ZPO, Band 10, Art. 27 Brüssel
I-VO Rn. 2; Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, Rn. 6.181; grundlegend zur Unzuläs-
sigkeit der forum non conveniens-Einrede im europäischen Zivilprozessrecht EuGH,
Urt. v. 1. März 2005, Rs. C-281/02 – Andrew Owusu ./. N.B. Jackson, Slg. 2005 I-1383 (zum
EuGVÜ).

8 Territoriale Wirkungsbeschränkung ist hier in dem Sinn zu verstehen, dass die gleich-
zeitige Geltung einander widersprechender Entscheidungen von Gerichten unterschiedli-
cher Staaten auf ein und demselben Staatsgebiet durch einen entsprechenden Anerken-
nungsversagungsgrund verhindert wird (siehe dazu sogleich § 5 A. I.). Nicht gemeint ist
somit eine Begrenzung der Urteilswirkungen in dem Sinn, dass etwa nur Handlungen auf
einem bestimmten Territorium verboten werden.

9 McGuire, Verfahrenskoordination, S. 1.
10 Art. 81 Abs. 2 AEUV; vgl. auch Erwägungsgrund (27) zur Brüssel Ia-VO.
11 Vgl. auch Erwägungsgrund (3), S. 1 zur Brüssel Ia-VO, wonach insbesondere der

Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher und außergerichtlicher Entschei-
dungen in Zivilsachen den Zugang zum Recht erleichtert.

12 Erwägungsgrund (26), S. 1 zur Brüssel Ia-VO. McGuire, Verfahrenskoordination,
S. 18 sieht darin die „tragende Säule“ eines einheitlichen Justizraums. Vgl. auch Dasser, in:
SHK-LugÜ, Art. 27 Rn. 38 und Fountalakis, IWRZ 2018, 199 (204 f.), die darauf hinwei-
sen, dass das LugÜ zwar keine diesem Erwägungsgrund entsprechende Regelung enthalte,
die Prioritätsregel des Art. 27 LugÜ ein solches Vertrauen jedoch ebenfalls voraussetze.
Ähnlich Mabillard, in: BSK-LugÜ, Art. 27 Rn. 53. Kritisch zu diesem „Vertrauensgrund-
satz“ etwa Althammer/Löhnig, ZZPInt 9 (2004), 23 (36 f.); Kohler, ZEuS, 2016, 135 (140):
„Leerformel“; M. Weller, JPIL 11 (2015), 64 (85); Willer, ZZP 127 (2014), 99 (103); Freitag,
in: Jb. Jg. ZWiss. 2004, 399 (412); vgl. auch Jayme/Kohler, IPRax 2002, 461 (468): „Brüche
werden sichtbar“.
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ses Vertrauens die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die gemeinsamen fun-
damentalen Verfahrensgarantien einzuhalten und dem Grundsatz des effek-
tiven Rechtsschutzes Rechnung zu tragen.13 Im Anerkennungsrecht wird re-
trospektiv darauf vertraut, dass die konkrete gerichtliche Entscheidung Er-
gebnis eines solchen Verfahrens ist. Die Entscheidung wird anerkannt, ohne
dass es hierfür eines besonderen Verfahrens bedarf.14

I. Vermeidung miteinander unvereinbarer Entscheidungen im
Anerkennungsrecht als ultima ratio

Der Grundsatz gegenseitiger Anerkennung wird durchbrochen, wenn in un-
terschiedlichen Mitgliedstaaten miteinander unvereinbare Entscheidungen
ergehen. Das Konkurrenzverhältnis zwischen den Entscheidungen wird nach
Art. 45 Abs. 1 lit. d Brüssel Ia-VO (= Art. 34 Nr. 4 LugÜ) grundsätzlich über
das Prioritätsprinzip aufgelöst: Die später ergangene Entscheidung wird
nicht anerkannt.15 Nach Art. 45 Abs. 1 lit. c Brüssel Ia-VO (= Art. 34 Nr. 3
LugÜ) werden jedoch inländische Entscheidungen unabhängig von der zeit-
lichen Reihenfolge privilegiert.16 Das Zusammenspiel beider Regelungen
führt dazu, dass die Wirkungen der zuerst ergangenen Entscheidung nicht
auf den Staat erstreckt werden können, in dem die spätere Entscheidung
ergangen ist (Art. 45 Abs. 1 lit. c Brüssel Ia-VO bzw. Art. 34 Nr. 3 LugÜ).17

Die Wirkungen der später ergangenen Entscheidung bleiben ihrerseits auf
das Hoheitsgebiet dieses Staates beschränkt (Art. 45 Abs. 1 lit. d Brüssel Ia-
VO bzw. Art. 34 Nr. 4 LugÜ).

13 Lipp, NJW 2001, 2657 (2660). Der Grundsatz des effektiven Rechtsschutzes ist ein
allgemeiner Grundsatz des Gemeinschafts- bzw. Unionsrechts. Er ist in den gemeinsamen
Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten sowie in den Art. 6, 13 EMRK verankert,
McGuire, Verfahrenskoordination, S. 18; vgl. auch Freitag, in: Jb. Jg. ZWiss. 2004, 399
(401).

14 Art. 36 Abs. 1 Brüssel Ia-VO.
15 Voraussetzung für die Versagung der Anerkennung ist nach Art. 45 Abs. 1 Brüssel

Ia-VO jeweils ein Antrag des Berechtigten.
16 Kritisch dazu Hau, Positive Kompetenzkonflikte, S. 106; vgl. auch Geimer, Interna-

tionales Zivilprozessrecht, Rn. 2891: „aus einer universellen Sicht vielleicht nicht gerecht-
fertigt, aber nahezu weltweit geltendes Recht“.

17 McGuire, Verfahrenskoordination, S. 45 sieht darin „einen Anreiz zur Aushöhlung
unliebsamer Prozesse“; aufgeschlossener Zeiler, ecolex 1996, 725 (727), nach dem der
spätere Kläger daran ein legitimes Interesse haben könne; vgl. auch Thode, BauR 2005,
1533 (1535).
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II. Vermeidung miteinander unvereinbarer Entscheidungen durch
Verfahrenskoordination als prima ratio

Diese Auflösung des Konflikts miteinander unvereinbarer Entscheidungen
beeinträchtigt den freien Verkehr gerichtlicher Entscheidungen. Sie ist nach
der Systematik der Brüssel Ia-VO ultima ratio.18 Prima ratio ist nach Erwä-
gungsgrund (21) zur Brüssel Ia-VO die Koordination paralleler Verfahren.
Wegen der Rechtshängigkeitssperre des Art. 29 Brüssel Ia-VO (= Art. 27
LugÜ) führt das zuerst eingeleitete Verfahren regelmäßig auch zum maßgeb-
lichen Urteil.19 Ergänzend ermöglicht es Art. 30 Abs. 1 Brüssel Ia-VO
(= Art. 28 Abs. 1 LugÜ) jedem später angerufenen Gericht, das Verfahren
auszusetzen, wenn es mit einem Verfahren vor einem früher angerufenen
Gericht lediglich im Zusammenhang steht.20

Diesem Koordinationsmechanismus liegt wiederum das „gegenseitige
Vertrauen in die Rechtspflege innerhalb der Union“ zugrunde. Aus der Per-
spektive der Verfahrenskoordination ist das Vertrauen prospektiv darauf ge-
richtet, dass die Gerichte die Zuständigkeitsvorschriften beachten und rich-
tig anwenden.21 Indem die anderweitige Rechtshängigkeit „anerkannt“ wird,
wird die integrationsfeindliche Situation des Art. 45 Abs. 1 lit. c Brüssel Ia-
VO (= Art. 34 Nr. 3 LugÜ) von vornherein vermieden.22

18 Vgl. Fentiman, in: Magnus/Mankowski, Vol. 1, Introduction to Art. 29–30 Brussels
Ibis Regulation Rn. 10; für das LugÜ auch Mabillard, in: BSK-LugÜ, Art. 27 Rn. 6.

19 McGuire, Verfahrenskoordination, S. 45; Hau, Positive Kompetenzkonflikte, S. 55;
Fentiman, in: Magnus/Mankowski, Vol. 1, Introduction to Art. 29–30 Brussels Ibis Re-
gulation Rn. 1.

20 Die Konnexitätsregel lehnt sich an die französisch-belgische Tradition der exception
de connexité an, Siehr, ZZZ 2004, 473 (476); Geimer, IPRax 2004, 505 (506). Im Unter-
schied zu Art. 29 Brüssel Ia-VO steht es dabei im Ermessen des später angerufenen Ge-
richts, das Verfahren auszusetzen. Eine automatische Rechtshängigkeitssperre tritt nicht
ein. Dem Titel der Arbeit entsprechend steht daher die Rechtshängigkeitssperre des Art. 29
Brüssel Ia-VO (= Art. 27 LugÜ) im Zentrum der nachfolgenden Betrachtung.

21 McGuire, Verfahrenskoordination, S. 18; Freitag, in: Jb. Jg. ZWiss. 2004, 399 (402);
Sander/Breßler, ZZP 122 (2009), 157 (158); vgl. auch Fentiman, in: Magnus/Mankowski,
Vol. 1, Introduction to Art. 29–30 Brussels Ibis Regulation Rn. 23; G. Wagner, in: Stein/
Jonas, ZPO, Band 10, Art. 27 Brüssel I-VO Rn. 1; Burckhardt, in: Gemeinschaftsrecht als
Gestaltungsaufgabe, 101 (102).

22 Vgl. zu Art. 21 EuGVÜ bereits EuGH, Urt. v. 8. Dezember 1987, Rs. C-144/86 – Gu-
bisch Maschinenfabrik KG ./. Giulio Palumbo, Slg. 1987 I-4861, Rn. 8; EuGH,
Urt. v. 6. Dezember 1994, Rs. C-406/92 – The owners of the cargo lately laden on board the
ship „Tatry“ ./. The owners of the ship „Maciej Rataj“, Slg. 1994 I-5439, Rn. 32; EuGH,
Urt. v. 27. Juni 1991, Rs. C-351/89 – Overseas Union ./. New Hampshire Insurance,
Slg. 1991 I-3317, Rn. 16; EuGH, Urt. v. 9. Dezember 2003, Rs. C-116/02 – Erich Gasser
GmbH ./. MISAT Srl, Slg. 2003 I-14693, Rn. 41; EuGH, Urt. v. 14. Oktober 2004,
Rs. C-39/02 – Mærsk Olie & Gas A/S ./. Firma M. de Haan en W. de Boer, Slg. 2004 I-9657,
Rn. 31; jüngst etwa EuGH, Urt. v. 4. Mai 2017, Rs. C-29/16 – HanseYachts AG ./. Port



Sachregister

Anerkennung 9, 156
– Versagung der 9, 11, 26

Brexit 129–136
– Lugano-Beitritt 135 f.

Chancengleichheit 15, 20
– funktionale 15, 242 f.
– prozessuale 207–209, 219–222, 236–239
– zeitliche 207–209, 224–231, 236–239

EFTA-Staaten 3
Entscheidungsbefugnisse, gerichtliche 48–

54, 89, 184–186, 195
Erfolglosigkeitsbescheinigung 76 f., 144
– siehe auch Klagebewilligung
Ermessen
– Gericht 118–120, 233 f.
– Schlichtungsbehörde 52 f., 79, 104–106

Feststellungsinteresse, Wegfall des 17, 84, 
88

Flucht ins Mahnverfahren 72
Fortsetzungslast 54, 203 f.
Forumswahl 3, 19 f., 23 f., 85, 201–204, 

208 f., 216, 219–222
forum planning 25
forum running 3, 58, 126–128
– siehe auch Wettlauf um den Gerichts-

stand
Friedensrichter 30 f., 39
– siehe auch juge de paix

Gericht
– Entlastung 34 f., 38, 69, 92, 109
– Entscheidungsbefugnisse 180 f.
– im formellen Sinn 38 f.
– im materiellen Sinn 39 f.
– Mindestanforderungen 173 f., 178

– Unabhängigkeit 39 f., 173
Gerichtsbegriff 169–180
– Erweiterung 171 f., 239 f.
– funktional 163 f., 170, 176 f., 180, 185
Gerichtsstandsvereinbarung 24–26, 128
Grundsatz des gegenseitigen Vertrau-

ens 8–10, 20 f., 173
Güteantrag, siehe Schlichtungsgesuch
Gütestelle 75 f., 78 f.
– siehe auch Schlichtungsbehörde
Güteverfahren, siehe Schlichtungsver-

fahren

juge de paix 30 f., 89 f., 145 f.
– siehe auch Friedensrichter
Justizgewährungsanspruch 17

Kampf ums Gericht 3
Kampf ums Recht 1
Kernpunkttheorie 13–15, 23, 60, 155 f., 

228, 242 f.
– siehe auch Streitgegenstand
Klagebewilligung 55–57, 144
– siehe auch Erfolglosigkeitsbescheinigung
– Gültigkeitsdauer 56 f.
Kostensanktion 112 f., 116, 118–125

Laienrichter 39, 89 f.
– siehe auch Friedensrichter
– siehe auch juge de paix
Letter of Claim 110 f.
– siehe auch Schlichtungsgesuch
Lugano-Übereinkommen
– Beitritt 135 f.
– einheitliche Auslegung 163–165, 

174–180

Mediation 43 f., 55, 59, 98–100, 105, 
121–125, 138, 154



282 Sachregister

– statt Schlichtungsverhandlung 43
– verfahrenseinleitendes Schriftstück 158
Negative Feststellungsklage
– siehe auch Torpedoklage
– europäisches Zivilprozessrecht 15–17, 23
– nationales Recht 84, 87 f.

Obligatorisches Schlichtungsverfahren 32–
34, 68, 104–106, 116, 123–125, 140–144, 
216, 236–239

– siehe auch Schlichtungsverfahren
– siehe auch vorprozessuales Schlich-

tungsverfahren
– Zulässigkeit 4 f., 75, 94 f.
Öffentliche Urkunde 182 f., 185
Öffnungsklausel 65–67, 70, 72 f., 85

Part 36 Offer 113–115, 144 f.
perpetuatio fori 62
Pre-Action Protocols 2, 108
– Rechtsnatur 117 f.
– Verstöße 118–125
Pre-Action-Verfahren
– Anwendungsbereich 108, 125
– Ausgestaltung 109–112, 115–117
– Brexit 129–136
– Einleitung 110 f.
– ratio 108 f.
Prioritätsprinzip 4, 7, 10, 17, 62, 149, 241 f.
– Durchbrechungen 20–22, 24–27
– im Anerkennungsrecht 9
– Vereinbarungspriorität 25
procédure participative 100–102
Prozessvergleich
– Abgrenzung zur Entscheidung 188–190
– Vollstreckung 182 f., 190

race to judgment 12
Rechtshängigkeit 57
– endgültige 200-202, 210
– Rückdatierung 63
Rechtshängigkeitssperre 4, 7, 57 f., 62, 

83–88, 102 f., 151 f.
– siehe auch Verfahrenskoordination
– europäisches Zivilprozessrecht 4, 7, 

151 f.
– freiwilliges Schlichtungsverfahren 59 f., 

186–188, 196–198, 235

– nationales Recht 57 f., 62, 83–88, 102 f.
– obligatorische Vorverfahren 165–168, 

224–231, 236–239
– Zeitpunkt 150 f.
Rechtskraft 11

Sanktionierung, siehe Kostensanktion
Schiedsgerichtsbarkeit 154 f., 229
Schlichtungsbehörde
– als Gericht 38–40, 51–54, 161 f., 

181–185, 198 f., 205 f.
– Entscheidkompetenz 49, 51–54, 89, 

183 f., 195
– Ermessen 52 f., 79, 104–106
– Organisationsformen 39, 78 f., 98–100
– Prozessurteil 48 f., 54
– Unabhängigkeit 39, 75, 79
Schlichtungsgesuch
– siehe auch Letter of Claim
– inhaltliche Anforderungen 60 f., 81 f., 

110 f.
– Wirkungen im nationalen Recht 57–63, 

80–88, 102 f., 125 f., 153
Schlichtungsverfahren
– siehe auch vorprozessuales Schlich-

tungsverfahren
– siehe auch vorprozessuales Streitbeile-

gungsverfahren
– Beschleunigungsgrundsatz 55, 71
– Beweisaufnahme 41, 54, 80
– Höchstfrist 55, 77
– Klageänderung 61 f., 82 f.
– Mündlichkeit 41, 54, 75
– obligatorisches 4 f., 32–34, 68, 94 f., 

104–106, 116, 123–125, 140–144, 216, 
236–239

– Öffentlichkeit 41, 54, 75, 80, 98
– Ordnungsgeld 41 f., 74, 215
– zeitlicher Rahmen 55, 76–78, 109, 111 f., 

146–148
small-claims court 51–54
Streitgegenstand 60–62, 82, 84, 86 f., 144, 

157 f., 228
– siehe auch Kernpunkttheorie

Torpedoklage 23–26, 126, 220, 239, 243
Torpedo-Schlichtungsantrag 29, 217–219



283Sachregister

Urteilsfreizügigkeit 8–10
Urteilssurrogate 42 f., 188, 191 f.
Urteilsvorschlag 45–48, 193–195

Verfahrenseinleitendes Schriftstück 150 f., 
155–158, 225

– Zustellung 209–213
Verfahrenskoordination 7, 10 f.
– siehe auch Rechtshängigkeitssperre
– ratio 8–13, 86–88, 155 f., 187 f., 199 f.
Vergleich, gerichtlicher, siehe Prozessver-

gleich
Vollstreckung
– Prozessvergleich 182 f., 190
– öffentliche Urkunde 182
– unbestrittene Forderung 183
Vorprozessuales Güteverfahren, siehe 

vorprozessuales Schlichtungsverfahren
Vorprozessuales Schlichtungsverfahren
– siehe auch Schlichtungsverfahren
– siehe auch vorprozessuales Streitbeile-

gungsverfahren
– Anwendungsbereich 33, 36–38, 70–73, 

96 f., 125–128, 138–140
– Ausgestaltung 40–42, 74–80, 98–100
– Erfolgsquote 32

– freiwilliges 36–38, 64, 234 f.
– gerichtlich 64 f., 90 f.
– obligatorisches 32–34, 68, 104–106, 116, 

123–125, 140–144, 216, 236–239
– ratio 34 f., 69 f., 88, 108 f., 137 f.
Vorprozessuales Streitbeilegungsverfah-

ren 4
– siehe auch Schlichtungsverfahren
– siehe auch vorprozessuales Schlich-

tungsverfahren
– Modelle 137–148
– obligatorische Ausgestaltung 32–34, 68, 

104–106, 116, 123–125, 140–144, 216, 
236–239

– ratio 34 f., 69 f., 88, 108 f., 137 f.

Waffengleichheit, siehe Chancengleichheit
Wegfall des Feststellungsinteresses 17, 84, 

88
Wettlauf um den Gerichtsstand 15, 62, 

149–151, 201–204, 207–209, 216, 
219–222, 242 f.

– siehe auch forum running

Zuständigkeit, ausschließliche 26 f.


	Cover
	Titel
	Vorwort��������������
	Inhaltsübersicht�����������������������
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis����������������������������
	Einführung�����������������
	§ 1 Der „Kampf ums Recht“: Ein Auslaufmodell?����������������������������������������������������
	§ 2 Der „Kampf ums Gericht“: Ein Zukunftsmodell?�������������������������������������������������������
	§ 3 Vorprozessuale Streitbeilegungsverfahren und europäische Rechtshängigkeitssperre�������������������������������������������������������������������������������������������
	§ 4 Gang der Darstellung�������������������������������

	Erster Teil: Grundlagen der Verfahrenskoordination im europäischen Zivilprozessrecht�������������������������������������������������������������������������������������������
	§ 5 Ratio der Verfahrenskoordination�������������������������������������������
	A. Verfahrenskoordination als Prophylaxe gegen die territoriale Beschränkung der Wirkung gerichtlicher Entscheidungen����������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	I. Vermeidung miteinander unvereinbarer Entscheidungen im Anerkennungsrecht als ultima ratio���������������������������������������������������������������������������������������������������
	II. Vermeidung miteinander unvereinbarer Entscheidungen durch Verfahrenskoordination als prima ratio�����������������������������������������������������������������������������������������������������������



	Sachregister�������������������




Prinect PDF Report 21.10.019 - 1 - 17.04.2023 08:01:13


Dokument-Übersicht
Dateiname: 3c_Duventaester_Gesamt.pdf
Titel: PSAUS
Anwendung: TUSTEP 2017 / Linux cmslive from /var/www/austausch/satzauto
Erstellt mit: GPL Ghostscript 9.27
Verfasser: -
Erstellt am: 17.03.2023 09:57:36
Geändert am: 13.04.2023 10:56:53
Dateigröße: 1.2 MByte / 1272.7 KByte
Trapped: Nein
Output-Intent: -
PDF/X Version: -
PDF-Version: 1.6
Anzahl Seiten: 304
Medien-Rahmen: 161.00 x 238.00 mm
Endformat-Rahmen: 155.00 x 232.00 mm


Zusammenfassung Fehler Warnung Korrigiert Info
Dokument - - - -
PDF/X - - 1 -
Seiten - - 608 4
Farben - - - -
Schriften - - - -
Bilder - - - -
Inhalt - - - -


PDF/X
Trapped Schlüssel ist nicht gesetzt


Seiten
Seiteninhalt ist leer (Seite 2,24,268,276)
Endformat-Rahmen ist nicht direkt gesetzt oder identisch zum Medien-Rahmen (Seite 


1-304)
Medien- und Masken-Rahmen sind ungleich (Seite 1-304)


Sonstige Informationen
Verwendete Einstellungen: Gulde_Standard


Farbseparationen: 4
CMYK


Seite 1
Seite 2
Seite 3 - 23
Seite 24
Seite 25 - 267
Seite 268
Seite 269 - 275







Prinect PDF Report 21.10.019 - 2 - 17.04.2023 08:01:13


Seite 276
Seite 277 - 304


Farbräume
ICCBased (CMM erforderlich)
ICC-Grau (Artifex Software sGray ICC Profile)


Schriften: 3
PTMTI-Pagina-TimesNRMonoItalic


Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe
PTMTR-Pagina-TimesNRMonoRoman


Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe
Symbol Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe







